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Bericht 
 
der Landesregierung  
 

 
 

Beitritt Schleswig-Holsteins zum Europäischen Netzwerk gentechnikfreier Re-

gionen (European GMO-free Regions Network) 

Federführend ist das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume 
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1. Vorbemerkung 
 

Im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien ist festgelegt, dass  Schleswig-Holstein 
wieder Mitglied im Europäischen Netzwerk gentechnikfreier Regionen werden soll 
(Zeile 1770 - 1772). 
 
Es ist daher vorgesehen, dass der Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume die Beitrittserklärung unterschreibt und diese auf der 9. 
Konferenz des Europäischen Netzwerks gentechnikfreier Regionen am 5. und 6. 
September 2012 in Erfurt durch einen Vertreter des MELUR dem Präsidium des 
Netzwerkes überreicht wird. 
 

2. Das Europäische Netzwerk gentechnikfreier Regionen 
 
Im Europäischen Netzwerk gentechnikfreier Regionen verpflichten sich Regionen 
oder lokale Gebietskörperschaften im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und unter Be-
achtung des Europäischen Gemeinschaftsrechts, verschiedene Ziele zur Koexistenz 
von gentechnisch veränderten Nutzpflanzen mit konventionellen und ökologischen 
Kulturen gemäß der Charta von Florenz zu verfolgen (vgl. Anlage 1).  
 
Das Netzwerk gentechnikfreier Regionen wurde im Jahr 2003 unter aktiver Mitwir-
kung des damaligen Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des 
Landes  Schleswig-Holstein gegründet und ab 2004 auch durch das Hanse-Office 
unterstützt. Zehn Regionen (Aquitaine, Baskenland, Limousin, Marche, Oberöster-
reich, Salzburg, Schleswig-Holstein, Thrace-Rodopi, Toskana und Wales) formulier-
ten und unterzeichneten im November 2003 in Brüssel einen Beitrag der Regionen 
und lokalen Gebietskörperschaften zur Europäischen Debatte zum Thema „Koexis-
tenz von gentechnisch veränderten Nutzpflanzen mit konventionellen und ökologi-
schen Kulturen“. Wesentliches Ziel dieser Erklärung war, dass die Europäischen 
Institutionen zustimmen, dass die europäischen Regionen - unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen und umweltrelevanten Besonderheiten - selbst ihre Gebiete oder 
Teile davon als GVO-freie Zone definieren können, ohne dass diese Entscheidungen 
seitens der EU als eine Verletzung des Prinzips des freien Warenverkehrs gewertet 
werden.  
Hintergrund für dieses Ersuchen der Regionen war, dass eine rechtlich verbindliche 
Ausweisung von GVO-freien Regionen eine Verletzung geltenden EU-Rechts dar-
stellt. Mit der Unterzeichnung der Deklaration war die tatsächliche Einrichtung von 
GVO-freien Zonen folglich nicht festgelegt worden.  
 
Im Jahr Februar 2005 wurde seitens der damaligen Landesregierung eine weitere 
politische Erklärung zusammen mit 19 anderen Regionen unterschrieben (Charter of 
the Regions and Local Authorities of Europe on the Subject of Coexistence of Ge-
netically Modified Crops with Traditional and Organic Farming1 - Charter von Flo-
renz). Diese Charta ergänzt die Deklaration von 2003 und ist bis heute die Grundlage 
der gemeinsamen Arbeit im Netzwerk (vgl. Anlage 1). 
 
In der Charta von Florenz sind als wesentliche Ziele festgehalten: 

 Definition von Maßnahmen zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips 

                                            
1
 Charta der Regionen und lokalen Gebietskörperschaften Europas über die Koexistenz von gentech-

nisch veränderten Kulturpflanzen mit konventioneller und Ökologischer Landwirtschaft 



Drucksache 18/70 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode 

 

 3 

 Klare Spezifizierung der Verantwortlichen im Falle der Verunreinigung von 
Produkten aus konventionellem oder aus ökologischem Landbau durch gene-
tisch veränderte Nutzpflanzen (auf Basis des Verursacherprinzips – „the pollu-
ter pays“) 

 Ergreifen von Maßnahmen, um das Vorhandensein von GVO im Saatgut für 
konventionellen sowie für den ökologischen Landbau zu vermeiden 

 Zustimmung der Europäischen Institutionen, dass die europäischen Regionen 
selbst ihre Gebiete oder Teile davon GVO-frei definieren können, unter Be-
rücksichtigung der wirtschaftlichen und umweltrelevanten Besonderheiten und 
der Anerkennung der Zuständigkeiten in jedem Mitgliedstaat. 

 
Die Mitgliedschaft Schleswig-Holsteins wurde im August 2005 gekündigt. 
 
Derzeit sind 55 Regionen, Bundesländer bzw. Gebietskörperschaften mit ca. 140 
Millionen Einwohnern  im Netzwerk vertreten (s. Anlage 2). Thüringen und Nordrhein-
Westfalen sind aktuell die einzigen deutschen Bundesländer im Netzwerk. Die Regi-
on Marche (Frankreich) hat aktuell die Präsidentschaft. Das Netzwerk versucht Ein-
fluss auf die Europäischen Institutionen zu nehmen (Abgabe von politischen Erklä-
rungen, Stellungnahmen, Teilnahme an Tagungen etc.). Das Netzwerk arbeitet fach-
lich in vier Arbeitsgruppen zu den Themen Schutz der gentechnikfreien Landwirt-
schaft, gentechnikfreie Futtermittel, gentechnikfreies Saatgut und Kennzeichnung 
von gentechnikfreien Produkten. 
 
 

3. Schleswig-Holstein als Mitglied im Europäischen Netzwerk gentechnik-
freier Regionen 

 
Mit dem Beitritt unterstützt das Land Schleswig-Holstein die Ziele der Charta von 
Florenz und damit den Schutz der gentechnikfreien Landwirtschaft. Im Verbund mit 
vielen anderen Regionen in Europa setzt sich Schleswig-Holstein für eine größere 
Selbstbestimmung beim Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen und für eine 
Verankerung rechtsverbindlicher gentechnikfreier Gebiete im europäischen Rechts-
rahmen ein. 
 
Die Landesregierung sieht im Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen einen Kon-
flikt mit dem Wunsch schleswig-holsteinischer Verbraucher nach gentechnikfreien 
Lebensmitteln und mit der gentechnikfreien Produktionsausrichtung vieler schleswig-
holsteinischer  Landwirte. Die Landesregierung sieht weiter in der hohen Qualität der 
schleswig-holsteinischen Landwirtschaft und der Ernährungswirtschaft einen wichti-
gen Standort- und Wirtschaftsvorteil, den es gilt zu nutzen und zu erhalten. Das Aus-
hängeschild "Europäisches Netzwerk gentechnikfreier Regionen" bewahrt somit 
einen wichtigen Standortvorteil für die hiesige Land- und Ernährungswirtschaft. 
 
Die Landesregierung wird die Arbeit des Netzwerkes aktiv unterstützen und somit 
auch das erklärte Ziel der Erhaltung und Sicherung der Gentechnikfreiheit in Schles-
wig-Holstein. Es wird daher grundsätzlich auch der derzeit diskutierte Vorschlag der 
Europäischen Kommission unterstützt, den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu eröff-
nen, den Anbau von GVO in ihrem Hoheitsgebiet zu beschränken oder zu untersa-
gen. 
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Anlage 1: Florenz-Charta zur Koexistenz 
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Anlage 2: Karte und Liste der im Europäischen Netzwerk der gentechnikfreien Regi-
onen vertretenen Gebiete 
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55 GMcrop-free Regions

140.191.000 Einwohner

EW EW

United Kingdom Hrvatska/Croatia

Highlands & Islands 343.000 Varadzin 180.000

Moray 88.000 Sisak-Moslavina 190.000

Shetland Islands 22.000 370.000

Western Isles 27.000

Wales 3.000.000 Hellas/Greece

3.480.000 ENAE/Griechenland 11.200.000

Tedkna 3.800.000

France Drama-Kavala-Xanthi 350.000

Aquitaine 3.200.000 15.350.000

Auvergne 1.300.000

Basse-Normandie 1.500.000 Italia

Bourgogne 1.600.000 Abruzzo 1.300.000

Bretagne 3.100.000 Bolzano/Südtirol 500.000

Centre 2.500.000 Calabria 2.000.000

Champagne-Ardenne 1.340.000 Emilia-Romagna 4.400.000

Corse 300.000 Lazio 5.600.000

Franche-Comte 1.200.000 Liguria 1.600.000

Haute-Normandie 1.800.000 Marche 1.600.000

Ile-de-France 11.600.000 Molise 320.000

Limousin 740.000 Piemont 4.400.000

Lorraine 2.300.000 Puglia 4.100.000

Midi-Pyrenees 2.800.000 Sardegna 1.700.000

Nord-Pas-de-Calais 4.000.000 Toscana 3.700.000

Pays-de-la-Loire 3.500.000 Umbria 900.000

Poitou-Charentes 1.700.000 32.120.000

Rhone-Alpes 6.100.000

50.580.000

Germany

Espana Freistaat Thüringen 2.242.000      

Euskadi 2.100.000 Nordrhein-Westfalen 17.872.763

Asturias 1.100.000 20.114.763    

Menorca 90.000

Islas de Canarias 2.000.000

5.290.000

Belgium

Wallonie 3.400.000

Reg.Bruxelles-Capitale 1.102.000

4.502.000

Austria

Burgenland 283.954

Kärnten 559.019

Niederösterreich 1.608.590

Oberösterreich 1.411.606

Salzburg 530.488

Steiermark 1.208.544

Tirol 707.209

Vorarlberg 369.294

Wien 1.705.080

8.383.784


